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Lettland stärkt seine Position  
in der globalen Hightech-Produktion
Der lettische Verkehrsminister Kaspars Briškens spricht im Interview darüber, wie sein Land das 
Investitionsumfeld verbessert hat und auf welche Schlüsseltechnologien die Industrie in Lettland setzt.

Können Sie uns etwas über die wirt­
schaftspolitischen Schwerpunkte der 
lettischen Regierung erzählen? Was 
sind Ihre aktuellen Pläne im Bereich 
Infrastruktur und Verkehr?
Kaspars Briškens: Lettland hat erheb-
liche Fortschritte bei der Schaffung 
eines vorhersehbaren und transparenten 
Investitionsumfelds gemacht. Im Jahr 
2024 haben wir Reformen umgesetzt, um 
den Verwaltungsaufwand zu reduzieren, 
Genehmigungsprozesse zu vereinfachen 
und die Genehmigungsfristen für gro-
ße Investitionsprojekte zu verkürzen. 
Unser Baugenehmigungsverfahren ge-
hört nun zu den effizientesten und am 
stärksten digitalisierten in Europa. In-
vestoren können Anträge somit bequem 
über ein integriertes Online-System ein
reichen, wodurch administrative Hürden 
verringert und Projektfristen deutlich 
beschleunigt werden. Darüber hinaus 
hat Lettland seinen Rahmen zur Förde-
rung von Investitionen weiter optimiert. 
Vereinfachte Beschaffungsverfahren für 
Rohstoffe und ein beschleunigter Zugang 
zu wichtigen Ressourcen bieten Groß-
investoren weitere Vorteile. Gleichzeitig 
wurden rechtliche Vorgaben gezielt an 
die Anforderungen strategischer Projekte 
angepasst, um Lettland als attraktiven 
Investitionsstandort zu stärken.

Die strategische Lage Lettlands an der 
Schnittstelle zwischen Europa und Asien 
bietet einen unvergleichlichen Zugang zu 
über 500 Millionen Verbrauchern in der 

EU und den angrenzenden Märkten. Der 
internationale Flughafen Riga, der größte 
im Baltikum, bietet Verbindungen zu über 
100 internationalen Zielen – darunter 
18 wöchentliche Flüge nach Österreich – 
und gewährleistet eine effiziente Logistik 
für Waren und Personal. Unsere nationale 
Fluggesellschaft airBaltic, die führende 

Airline im Baltikum, ist eine der am 
schnellsten wachsenden Fluggesellschaf-
ten in Europa. Mit einer modernen Flotte 
von 50 Airbus A220-300 verbindet sie die 
Region mit über 70 Zielen in Europa und 
darüber hinaus. Die Airline, mehrheitlich 
im Besitz des lettischen Staats, bereitet 
sich auf den allerersten Börsengang Lett-
lands vor – ein bedeutender Schritt für 
unsere Luftfahrtindustrie. Auch unsere 
Häfen in Riga, Ventspils und Liepāja spie-
len eine Schlüsselrolle. Sie entwickeln 

sich von traditionellen Logistikdrehkreu-
zen zu dynamischen Geschäftszentren, 
die Innovation und Wirtschaftswachstum 
ankurbeln. Insbesondere der Hafen von 
Liepāja wird zu einem zentralen Kno-
tenpunkt für Wasserstoffinnovation und 
-entwicklung im Ostseeraum ausgebaut.

Ein weiteres Leuchtturmprojekt ist 
Rail Baltica, ein Greenfield-Bahninfra
strukturvorhaben, dessen Ziel die voll-
ständige Integration der baltischen 
Staaten in das europäische Bahnnetz ist. 
Ich freue mich, dass unter den Zulieferern 
des Projekts eine starke Präsenz öster
reichischer Unternehmen zu finden ist, 
die mit ihrer Expertise wesentlich zum 
Erfolg des Vorhabens beitragen.

Mit einem bilateralen Handelsvolumen 
von 296,2 Millionen Euro unterhalten 
Lettland und Österreich wertvolle 
Wirtschaftsbeziehungen. In welchen 
Bereichen sehen Sie Potenzial für eine 
intensivere Zusammenarbeit?
Lettland konzentriert sich aktiv auf wachs-
tumsstarke Branchen, die im Einklang 
mit seiner Forschungs- und Innovations
strategie für intelligente Spezialisierung 
stehen. Zu den Schlüsselsektoren gehören 
die wissensintensive Bioökonomie, Bio-
medizin, medizinische Technologien und 
Pharmazeutika, Photonik und intelligen-
te Materialien, Technologie und techni-
sche Systeme, intelligente Energie sowie 
Informations- und Kommunikations
technologien. Darüber hinaus ist Lettland 

führend in den Bereichen erneuerbare 
Energien und nachhaltige Technologien 
und engagiert sich stark für Projekte und 
Unternehmen, die die globale Energie-
wende vorantreiben.

Die lettische Mikroelektronikindustrie 
expandiert ebenfalls und deckt die 
Bereiche Mikrochipdesign, Waferherstel
lung und Siliziumkristallzüchtung ab. 
Damit stärkt das Land seine Position als 
wettbewerbsfähiger Akteur in der globa-
len Hightech-Produktion. Weiters ergänzt 
die Integration von blauer Biomasse aus 
der Ostsee die traditionellen Bioressour-
cen, wobei für die blaue Bioökonomie bis 
2030 ein jährliches Wachstum von sieben 
Prozent prognostiziert wird.

Nach meinem Besuch in Österreich und 
den wertvollen Gesprächen während des 
Arbeitsessens in der österreichischen 
Industriellenvereinigung bin ich davon 
überzeugt, dass diese Sektoren mit hoher 
Wertschöpfung ein erhebliches Potenzial 
für den Auf- und Ausbau unserer 
bilateralen Zusammenarbeit bieten.

Die Wettbewerbsfähigkeit der EU ist ein 
zentrales Anliegen der Industriellen­
vereinigung. Der lettische Kommissar 
Valdis Dombrovskis wird in diesem 
Zusammenhang ein wichtiges Ressort 
betreuen. Was muss auf europäischer 
Ebene getan werden, um unsere 
Wettbewerbsfähigkeit zu steigern? 
Wir müssen nicht nur eine hohe Wett-
bewerbsfähigkeit, sondern auch deren 
Nachhaltigkeit gewährleisten, indem wir 
sicherstellen, dass die Unternehmen pro-
duktiv und umweltfreundlich bleiben. 
Im Bereich Infrastruktur und Verkehr 
ist es essenziell, sowohl die kommer-
zielle Wettbewerbsfähigkeit als auch 
die militärische Mobilität zu stärken. 
So hat der Freihafen von Riga kürz-
lich zwei Investitionsvereinbarungen 
mit der Europäischen Exekutivagentur 
für Klima, Infrastruktur und Umwelt 
(CINEA) unterzeichnet, um die kom-
merzielle Leistung des Hafens und seine 
militärische Einsatzbereitschaft zu ver-
bessern. Darüber hinaus genehmigte das 
lettische Ministerkabinett eine Inves-
tition in Höhe von 64,5 Millionen Euro 
zur Entwicklung der Infrastruktur des 
Freihafens von Riga. Diese Investition 
fördert die Produktion von Offshore-
Windkraftanlagen in Lettland und spielt 
eine entscheidende Rolle in der Liefer-
kette der Europäischen Union.

„Unser Bau­
genehmigungs­

verfahren 
gehört zu den 
effizientesten  
in Europa.“

Kaspars Briškens, 
Verkehrsminister Lettland

ZUR PERSON
Kaspars Briškens ist seit September 
2023 Verkehrsminister Lettlands. 
Zuvor war er Abgeordneter des natio-
nalen Parlaments, wo er auch den Vor-
sitz der sozialdemokratischen Fraktion 
„Die Progressiven“ innehatte. Davor 
hielt er unter anderem Führungs
positionen bei Rail Baltica und diverse 
Positionen in der Diplomatie.

Der lettische Verkehrsminister Kaspars Briškens war für einen Austausch mit IV-Generalsekretär Christoph Neumayer und weiteren Experten 
aus Österreich zu Gast im Haus der Industrie.
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W   as Unternehmen und 
( Industr ie-)Ökonomen 
längst klar war, hat nun 
auch die Regierung schwarz 

auf weiß: 2025 wird ein weiteres Jahr des 
wirtschaftlichen Rückgangs. Wifo und IHS 
gehen von einem BIP-Minus von 0,2 bis 0,3 
Prozent aus – es ist die längste Rezession der 
Zweiten Republik und insgesamt der stärks-
te Rückgang in der EU und der OECD. Das 
hat natürlich Folgen, mit denen man hätte 
rechnen können: Das Budgetloch vergrö-
ßert sich und es braucht eine noch größere 
Anstrengung, um den Wirtschaftsmotor 
wieder mit Energie zu versorgen.

Sich jetzt rein auf die Budgetkonsolidierung 
zu konzentrieren wäre allerdings ein gro-
ßer Fehler. Vielmehr muss 2025 ein Jahr 
der Weichenstellungen werden, die den 

Aufschwung in den kommenden Jahren 
ermöglichen und längerfristig absichern. 
Denn viele der möglichen Maßnahmen 
greifen nicht kurzfristig, sondern sind 
Mittel- bis Langfrist-Projekte. Es gibt eine 
Reihe struktureller Hausaufgaben zu ma-
chen und es ist richtig und wichtig, dass 
sich die Regierung – an der Spitze der 
neue Wirtschaftsminister – vorgenommen 
hat, rasch eine neue, nachhaltige Indus
triestrategie vorzulegen. Viele Themen 
und Beschlussfassungen sind verzögert 
oder liegen geblieben. 

Dazu gehören unter anderem das Elektri
zitätswirtschaftsgesetz (ElWG) und das 
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungs-
gesetz (EABG) – beide kommen nun zum 
Beschluss. Ziel muss sein, Steuern und 
Netzgebühren mit aller Kraft zu senken, 

denn die hohen Energiepreise sind einer 
der ganz großen Hemmschuhe für unsere 
bislang international erfolgreiche Export
wirtschaft. Wir brauchen zudem dringendst 
eine Verlängerung der Strompreiskompen-
sation, die bei uns 2022 (!) ausgelaufen ist, 
während sie in zahlreichen EU-Ländern 
mindestens bis 2030 verlängert wurde. 

Entbürokratisierungsmaßnamen wie 
die umfassende Senkung der Berichts
pflichten sind ebenso vorrangig, das be-
lastet das Budget um keinen Cent mehr. 
Hier weckt das robuste Auftreten des ver-
antwortlichen Staatssekretärs Hoffnung. 
Sehr wichtig ist zudem die Ausarbeitung 
bzw. Fertigstellung einer umfassenden 
Fachkräftestrategie – sonst laufen wir 
Gefahr, dass uns die Arbeitskräfte fehlen, 
wenn Produktionskapazitäten wieder 

ausgeweitet werden und die Wirtschafts-
leistung Fahrt aufnimmt. 

Es ist grundsätzlich gut zu sehen, dass die 
Industrie 2025 ins Zentrum der Strategien 
der EU-Kommission sowie der Regie-
rungen Österreichs und unseres wichti-
gen Handelspartners Deutschland rückt 
(siehe Coverstory). Und es ist wichtig, 
dass Worten schnell Taten folgen – sonst 
geht die Deindustrialisierung in Europa 
und in einer Reihe von Bereichen auch in 
Österreich ungebremst weiter.

Ihr

Christoph Neumayer 
(IV-Generalsekretär)

Der Standort braucht 
Vollgas für einen neuen 
Aufschwung!
Die gestartete Industriestrategie muss rasch Prioritäten definieren 
und jene Dinge in die Umsetzung bringen, die einen Aufschwung 
befeuern und incentivieren können.

Grafik des Monats Zahl des Monats

Mit 36.673 Neugründungen von Unter-
nehmen wurde im Vorjahr trotz Rezession 
ein neuer Rekord erreicht. 46 Prozent da-
von wurden von Frauen gegründet, das 
Durchschnittsalter der Gründerinnen 
und Gründer betrug 36,6 Jahre. Bei den 
Neugründungen nach Sparten dominierte 
Gewerbe und Handwerk  mit einem An-
teil von  39,7 Prozent, gefolgt von  Han-
del (25,6 Prozent) sowie Information und 
Consulting (19,9 Prozent).  Der Umstieg 
in die Selbstständigkeit ist dabei für einen 
Großteil der richtige Schritt: Die Statistik 
zeigt, dass sieben von zehn Unternehmen 
auch nach fünf Jahren noch aktiv sind. 

In den letzten zwei Jahren sind im 
produzierenden Bereich 56.600 Jobs 
verloren gegangen, während die Zahl 
der Erwerbstätigen im öffentlichen und 
sozialen Bereich um 70.000 Personen an
gestiegen ist. Vor dem Jahr 2008 gab es in 
der Industrie noch mehr Erwerbstätige, 
seitdem ist die Schere aufgegangen: Zu-
letzt gab es im Vorjahr im öffentlichen 
und sozialen Sektor 223.600 Beschäftigte 
mehr als im produzierenden Bereich. Im 
gesamten Betrachtungszeitraum sind die 
größten Zuwächse im Erziehungs- und 
Unterrichtswesen sowie im Gesund-
heits- und Sozialbereich zu verzeichnen.

36.673
Jobs: Wachstum beim Staat, Minus in der Industrie
Vergleich der Erwerbstätigen im öffentlichen und sozialen Sektor  
(ÖNACE O-S) sowie im produzierenden Bereich (B-F)

Quelle: Statistik Austria. Anm.: Zeitreihenbruch aufgrund einer Erhebungsumstellung im Jahr 2021
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KI-Einsatz verändert Österreichs Industrie
Der Einsatz von künstlicher Intelligenz bietet große Potenziale für die Industrie und treibt die digitale Transformation 
voran. Wir haben mit den Vorsitzenden der IV-Taskforce KI, Thomas Arnoldner, Deputy CEO der A1 Group, und Chris-
toph Knogler, CEO der KEBA Group, gesprochen. 

Wie verändert der KI-Einsatz die  
Industrie und wo liegen die größten 
Potenziale?
Thomas Arnoldner: Aus meiner Sicht 
gibt es zwei Ebenen: Zum einen liegt der 
Fokus für die traditionellen Wirtschafts-
zweige aktuell sehr stark darauf, durch 
KI bestehende Prozesse, Produkte oder 
Leistungen zu optimieren und damit 
produktiver und konkurrenzfähiger zu 
werden. Zum anderen wird sich durch 
den umfassenden Einsatz von KI im 
Alltag der Menschen und Unternehmen 
das Konsumverhalten und damit die 
Nachfrageseite massiv verändern. Viele 
Produkte und Dienstleistungen werden 
vollkommen obsolet und ganz andere  – 
der neuen Realität entsprechende – wer-
den stark nachgefragt werden. Wer also 
sowohl die Fragen der Optimierung be-
stehender Prozesse durch KI als auch 
der Antizipierung zukünftiger Markt
veränderungen am besten meistert, wird 
erfolgreich bleiben können.

Christoph Knogler: Nach dem KI-Hype 
der letzten Jahre ist es Zeit, das Thema zu 
entmystifizieren und KI als das zu sehen, 
was sie ist: ein Set an Hightech-Tools im 
Werkzeugkoffer der Digitalisierung und 
Automatisierung. Diese gilt es als Industrie 
zu nutzen, um unsere Prozesse, Produkte 
und Dienstleistungen konsequent weiter-
zuentwickeln. Dafür braucht es einen be-
geisterten, aber zugleich nüchternen Zu-
gang, um vorhandene Potenziale etwa in 
Qualität, Wartung und Planung zu heben – 
im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit.

Warum ist es so wichtig,  
jetzt zu handeln?
Arnoldner: Unternehmen, die KI früh
zeitig strategisch einsetzen, sichern sich 
einen entscheidenden Wettbewerbs
vorteil. Es reicht nicht, KI nur zu nutzen: 
Wir müssen von Usern zu Ownern werden, 
um Innovationen auch monetarisieren zu 
können. Wenn wir unsere Technologien 
nicht selbst entwickeln, verlieren wir wei-

ter Souveränität und Wertschöpfung an 
andere Märkte – an die USA und China. 
Jetzt zu investieren bedeutet, die digitale 
Zukunft aktiv zu gestalten, statt sie nur 
zu konsumieren. Die Taskforce KI soll 
die Unternehmen auf ihrer KI-Journey 
begleiten, einen Erfahrungsaustausch er-
möglichen und die Möglichkeit schaffen, 
gemeinsame Potenziale zu heben.

Knogler: Weil wir keine Zeit zu verlieren 
haben. Die Personalkosten sind in Öster

reich in den letzten Jahren gestiegen 
wie in keinem anderen Land. Dem kann 
nur mit Effizienz- und Produktivitäts
steigerungen begegnet werden – durch 
Automatisierung, Digitalisierung und den 
gezielten Einsatz von KI. Wer allerdings 
denkt, Europa könne sich damit noch im-
mer als Vorreiter gegenüber den USA und 
Asien positionieren, irrt: Alle Regionen 
sind bereits auf den KI-Zug aufgesprun-
gen und bauen ihre Kompetenz aus. Wir 
dürfen den Anschluss nicht verpassen.

Thomas Arnoldner, Deputy CEO A1 Group. Christoph Knogler, CEO KEBA Group.

PHÖNIX 2025: BÜHNE FÜR ÖSTERREICHS GRÜNDERINNEN UND GRÜNDER
Mitte März wurde der Gründungs-
preis Phönix 2025 im Haus der Industrie 
vergeben. Dabei wurden von Wissen-
schaftsministerin Holzleitner und Start
up-Staatssekretärin Zehetner die besten 
österreichischen Prototypenprojekte aus 
Universitäten und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen, Spin-offs, 
Startups sowie Female Entrepreneurs prä-
miert. Der Gründungspreis wird seit 2012 
jedes Jahr von der Austria Wirtschafts
service GmbH (aws) im Auftrag des 
Wissenschafts- und des Wirtschaftsmini

steriums organisiert und in Kooperation 
mit der Forschungsförderungsgesellschaft 
(FFG) und der Industriellenvereinigung 
umgesetzt. IV-Generalsekretär Christoph 
Neumayer betonte die Bedeutung der 
technologischen Souveränität in den 
Schlüsseltechnologien der Zukunft für 
den österreichischen Wirtschaftsstand-
ort. Zentral dafür sind die Umsetzung 
eines starken nächsten EU-Forschungs-
rahmenprogramms und des im neuen 
Regierungsprogramm verankerten For-
schungsquotenziels von vier Prozent.

AI Factory Austria: Wichtiger Meilenstein 
für das KI-Ökosystem
Beim IV-Forum „Digitale Transformation“ Mitte März standen konkrete KI-Anwendungen in der Industrie und die  
angekündigte AI Factory Austria („AI:AT“) im Mittelpunkt. 

V  or mehr als 150 Gästen unter-
strich IV-Präsident Georg Knill 
die gewaltigen Potenziale der 
Schlüsseltechnologie KI für 

den Gesundheitsbereich, die Verwaltung, 
die Forschung, die Industrie – und den 
wichtigen Meilenstein, der mit dem erfolg
reichen Antrag für die AI Factory Austria 
zur maßgeblichen Stärkung des KI-Öko-
systems nun gesetzt wird.

Professor Andreas Kugi spannte in 
seiner Keynote den Bogen über KI-An
wendungsfälle, vom Fake-Shop-Detektor 
bis zu autonomen Staplern, gefolgt von 
spannenden Insights aus der Industrie, 
wie KI-Lösungen zur automatisierten 
Qualitätskontrolle, zum Schutz kritischer 
Infrastrukturen und in der Abfallindustrie 

eingesetzt werden. Zudem wurde aufge-
zeigt, welche Chancen Edge-Computing 
und On-Device AI in der Produktion bie-
ten, wie mittels synthetischer Daten vor-
trainierte Foundation-Modelle die Wartung 
verbessern und wie KI-Bots und LLMs für 
Kundenanfragen genutzt werden. 

Im zweiten Teil stand der Ausbau von AI 
Factories zur Stärkung der technologischen 
Souveränität im Fokus. Gabriella Scipione 
von CINECA, das die bereits gestartete 
italienische AI Factory („IT4LIA“) be-
treibt, erläuterte die Bedeutung des HPC-
Netzwerks für Europa. Sehr erfreulich ist, 
dass dieses nun durch „AI:AT“ erweitert 
wird und auch Österreich als KI-Standort 
mit am Start ist. Vorgestellt wurden tech-
nische Eckpunkte, angebotene Hard- und 

Software-Services sowie mögliche An-
knüpfungspunkte für Wirtschaft und Wis-
senschaft. Entscheidend ist, dass Europa an 
Tempo gewinnt und auf Ökosysteme und 
Kooperationen setzt. 

Zur AI Factory Austria („AI:AT“)
„AI:AT“ wird basierend auf dem Vienna 
Scientific Cluster mit einem KI-optimier-
ten Supercomputer und als physischer 
AI-Hub aufgebaut und bietet Computing 
Power, Data Storage, Softwareservices 
sowie Innovations- und Ausbildungsunter-
stützung als One-Stop-Shop für Industrie, 
Startups und Wissenschaft. Prioritäre Be-
reiche sind Biotech, Manufacturing, der 
Public-Sektor und Physik. Die Leitung 
liegt bei Advanced Computing Austria und 
dem AIT, die Finanzierung beträgt 80 Mio. 

Euro, je zur Hälfte aus EU-Mitteln und na-
tionaler Co-Finanzierung.
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Was der deutsche Bahnausbau  
für Österreichs Industrie bedeutet
Die geplanten Netzsanierungsvorhaben der Deutschen Bahn haben gravierende  
Auswirkungen auf die österreichische Industrie. Effiziente Umleitungskapazitäten sind unerlässlich.

Die Infrastrukturgesellschaft 
der Deutschen Bahn, die DB 
InfraGO AG, plant bis 2030 
eine Generalsanierung von 

über 4.000 km Streckennetz auf weiten 
Teilen des deutschen Bundesgebiets. 
Diese Investitionen sind notwendig und 
langfristig positiv, werden aber insbe-
sondere für den Güterverkehr extrem 
spürbar sein. Im Zuge dessen soll näm-
lich im Jahr 2026 auch der Korridor 
Nürnberg – Passau generalsaniert wer-
den, der für Österreichs Industrie von 
enormer Bedeutung ist, weil ein Fünftel 
der österreichischen Schienenverkehrs-
mengen über Passau transportiert wird. 
Eine Totalsperre der Strecke Nürnberg – 
Passau könnte die Versorgungssicherheit 

der Bahntransporte für die verladende 
Industrie in Deutschland und Österreich 
2026 stark gefährden. Nach ÖBB-Prog-
nosen sind durch die geplanten Gesamt-
sperren zwischen Nürnberg und Passau 
bis zu 140 Güterzüge pro Tag von den 
Bauarbeiten bei DB InfraGO betroffen. 
Diese Güterzüge müssen erhebliche Um-
wege im mitteleuropäischen Eisenbahn-
netz zurücklegen. Aufgrund der starken 
Auslastung der Umleitungsstrecken 
können nur für rund 80 % der Verkehre 
alternative Laufwege angeboten wer-
den. Industrie und Logistik sind daher 
aufgerufen, mit adäquater Vorlaufzeit 
leistungsfähige Güterverkehrsalternativ-
routen für den Zeitraum der Leistungs-
einschränkungen zu finden.

Die Generalsanierung der Hochleistungs
korridore im deutschen Bahnnetz ver-
schärft die Situation für den Industrie
standort Österreich zusätzlich zur aktuell 
angespannten Konjunkturlage. Umso 
dringender braucht es daher eine enge 
Kooperation von Industrie, Politik und 
Infrastruktur, um die Auswirkungen der 
Sperren und Baustellen bestmöglich 
abzufedern und durch  rechtzeitige so-
wie umfassende Information Planungs
sicherheit für die betroffenen Betriebe zu 
gewährleisten. Vor diesem Hintergrund 
fanden am 21. Februar in Linz der Kick-off 
einer Informationsreihe im Rahmen einer 
Pressekonferenz bei Plasser & Theurer 
sowie ein ÖBB-Industrie-Dialog bei der 
IV-Oberösterreich u. a. mit ÖBB-CEO 

Andreas Matthä, Plasser-&-Theurer-CEO 
Johannes Max-Theurer, voestalpine-Vor-
stand Hubert Zajicek, Vize-Generalse-
kretär Peter Koren und Verkehrslandesrat 
Günther Steinkellner statt.

Wertpapierbesitz ist in der Mitte  
der Gesellschaft angekommen
Mittlerweile investieren 30 Prozent der Österreicher in Wertpapiere, die Bedeutung der privaten Vorsorge nimmt zu. 

Die dritte Ausgabe des „Aktien
barometers“ – eine jährliche 
Umfrage im Auftrag der 
Industriellenvereinigung, des 

Aktienforums und der Wiener Börse – 
zeigt einen signifikanten Aufwärtstrend 
im Anlageverhalten der Österreicher. Von 
2022 bis 2024 ist der Wertpapierbesitz in 
Österreich von 25 Prozent auf 30 Prozent 
gestiegen – fast jeder dritte Österreicher 
investiert somit mittlerweile in Aktien, 
Anleihen oder Investmentfonds und ETFs. 
„Der Wertpapierbesitz ist in der Mitte der 
Gesellschaft angekommen“, hält Studien-

autor Peter Hajek fest. Erfreulich ist dabei, 
dass zudem rund ein Viertel der Bevölke-
rung, das bisher noch nicht investiert ist, 
Interesse an der Wertpapieranlage zeigt.

Die drei wichtigsten Motive für Aktien
investments sind langfristiger Vermögens
aufbau, der Werterhalt des Geldes in In-
flationsphasen und die Pensionsvorsorge. 
Vor allem Letztere hat in den letzten 
Jahren als Grund für Aktieninvestments 
zugenommen. Bei der privaten Pensions-
vorsorge habe Österreich aber noch gro-
ßen Aufholbedarf gegenüber Ländern 

wie Dänemark oder den Niederlanden: 
Dort werden über 200 Prozent des BIP in 
kapitalgedeckte Pensionspläne investiert, 
in Österreich sind es nicht einmal sieben 
Prozent. 

Die zweite und dritte Säule des Pensions-
systems müsse daher dringend gestärkt 
werden, betonen IV-Präsident Georg 
Knill und Aktienforum-Präsidentin An-
gelika Sommer-Hemetsberger. „Ein 
starker Kapitalmarkt ist essenziell für die 
Absicherung unseres Sozialsystems und 
die Absicherung unseres Wohlstands“, 

hält Georg Knill fest. Das Pensions- und 
Sozialsystem steht schließlich vor großen 
Herausforderungen – es gebe bei den 
Pensionen eine wahre „demografische 
Bombe“, wie auch Fiskalratspräsident 
Christoph Badelt kürzlich feststellte. Ka-
pitalmarkt und Sozialsystem sind laut 
Angelika Sommer-Hemetsberger kein 
Widerspruch: „Die Systeme ergänzen und 
brauchen einander.“

Das Regierungsprogramm bleibt in Be-
zug auf den Kapitalmarkt leider vage. Der 
Raum für die Ausgestaltung, den heimi-
schen Kapitalmarkt zu stärken, müsse da-
her ausgenutzt werden – denn die Regie-
rung habe eine stabile und starke Mehrheit 
und sei imstande, nachhaltige Reformen 
und langfristige Systemveränderungen 
umzusetzen, so IV-Präsident Knill. Da-
bei müsse auch nichts Neues erforscht 
oder erfunden werden, gibt der CEO der 
Wiener Börse, Christoph Boschan, zu be-
denken: Die Kraft des Zinseszinseffekts 
sei jedermann bewusst und Eigenkapital-
renditen seien bekanntermaßen doppelt 
so hoch wie Fremdkapitalrenditen. Ein 
„mächtiges Instrument“ wäre, kleine Teile 
aus dem Umlageverfahren auch am Kapi-
talmarkt zu allokieren, wie Schweden es 
tut. Boschan sieht jedenfalls einen „deut-
lichen Handlungsauftrag nach innen“, die 
heimische Investorenbasis zu vergrößern 
und Partizipation sicherzustellen. Dafür 
sei auch eine Behaltefrist für Individuen 
ein möglicher Ansatz.

V. l. n. r.: Christoph Boschan (Vorstandsvorsitzender der Börsengruppe Wien und Prag), Angelika Sommer-
Hemetsberger (Präsidentin des Aktienforums), Georg Knill (Präsident der Industriellenvereinigung), Peter 
Hajek (Meinungsforscher, Public Opinion Strategies).

Aktienforum-Präsidentin Angelika Sommer- 
Hemetsberger und IV-Präsident Georg Knill bei der 
Präsentation des „Aktienbarometers“.

Expertenmeinung von MONIKA SCHUH

Monika Schuh, Geschäftsführerin IV-Infra
strukturausschuss, Bereich Klima, Infrastruktur, 
Transport, Ressourcen, Energie.

V. l. n. r.: Günther Steinkellner, Andreas Matthä, 
Johannes Max-Theurer, Peter Koren.Fo
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Der Druck auf den produzierenden Sektor bleibt hoch.  
Jetzt wird – spät, aber doch – auf EU-Ebene und in den 

Regierungsprogrammen wichtiger Industrieländer  
wie Österreich einiges in Bewegung gebracht. 

Es braucht volle Kraft 
für die Industrie

Der Einbruch der Industrie in 
den vergangenen zweieinhalb 
Jahren hat die Politik offen-
sichtlich wachgerüttelt: 2025 

rückt das Rückgrat der Wirtschaft in vielen 
europäischen Industrieländern ganz oben 
auf die Agenda. Die EU-Kommission hat 
mit dem „Clean Industrial Deal“ den Takt 
vorgegeben und zielt mit diversen Aktions-
plänen im Detail auf einzelne wichtige In-
dustriezweige ab; erste Bürokratiebremsen 
werden betätigt. Aber auch in den Mit-
gliedsländern tut sich etwas: Deutschland 
setzt vor allem auf die Rüstungsindustrie 
und kurbelt mit einer Infrastruktur-Initia-
tive den Bausektor an. In Österreich muss 
die kommenden zwei Jahre eisern gespart 
werden – bis Jahresende soll eine um
fassende eigene Industriestrategie fertig 
entwickelt sein.

Dringend erwarteter Plan
Aufzuholen gibt es viel: In den vergange-
nen zwei Jahren sind in Österreich sieben 
Prozent an industrieller Wertschöpfung 
verloren gegangen. Seit dreieinhalb Jahren 
melden Industrieunternehmen im Rahmen 
des Konjunkturbarometers der Indus
triellenvereinigung bei der aktuellen Ge-
schäftslage keine Aufwärtsbewegung. Der 
Ausblick auf das erste Halbjahr 2025 wird 
von den Unternehmen zwar nicht mehr so 
negativ beurteilt wie noch ein Quartal da-
vor, aber auch hier verharrt der Wert wei-
terhin unter null. Heuer dürfte ein weiteres 
schwieriges Jahr bevorstehen – Wifo und 
IHS gehen in ihrer jüngsten Konjunktur-
prognose von einem dritten Rezessionsjahr 
aus. Es ist die längste Rezession der Zweiten 
Republik und der stärkste wirtschaftliche 
Rückgang in der EU – und es wird noch ein 
wenig dauern, bis die zu erwartenden Kon-
junkturimpulse aus dem wirtschaftlichen 
Umfeld Österreichs hierzulande greifen. 
Die neue Bundesregierung hat bereits in 
der Präambel des Regierungsprogramms 
ein klares Bekenntnis zum Industriestand-
ort Österreich formuliert.

Positiv sieht die Industriellenvereinigung 
auch die Erarbeitung einer Fachkräfte-
strategie, mit drei Ansätzen: „Diese Maß-
nahmen sind richtig und wichtig, um den 
Fachkräftemangel einzudämmen. Bedauer-
licherweise sind Anreize für mehr Leistung 

sowie längeres Arbeiten aktuell noch nicht 
vorgesehen; nichtsdestotrotz wird es auch 
hier entsprechende Maßnahmen brauchen, 
um nachhaltig und weiterhin erfolgreich 
zu sein“, so IV-Generalsekretär Christoph 
Neumayer.

Schnellere Verfahren, günstigere 
Energie, Bekenntnis zu Forschung 
und Entwicklung
Teile der Industriestrategie werden jeden-
falls eine Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren und weitere Maßnahmen 
zur Senkung der hohen Energiekosten für 
Unternehmen sein. Im Energiebereich 
wurden erste Schritte bereits auf den Weg 

gebracht: Abschreibemöglichkeiten für 
Investitionen in das Netz sollen die Netz-
kosten senken, und damit auch die Kos-
ten für Unternehmen. Mit dem Elektri
zitätswirtschaftsgesetz (ElWG) und dem 
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungs
gesetz (EABG) kommen zwei lang er-
wartete Gesetze endlich zum Beschluss. 
Ab 2027 ist die Senkung der Lohnneben-
kosten angekündigt. „Der klare Pfad: 3,7 
Prozent und damit ein Absenken auf deut-
sches Niveau“, sagte Wirtschaftsminister 
Wolfgang Hattmannsdorfer Mitte März in 

einem Interview. Bis dahin muss gespart 
werden, und zwar länger als gedacht: Von 
bis zu zwölf Milliarden Euro im laufenden 
Jahr war zuletzt die Rede – ein EU-Defizit-
verfahren scheint mittlerweile unumgäng-
lich. Positiv sind jedenfalls das Bekenntnis 
zur Forschungsprämie und Mehrausgaben 
für Forschung und Entwicklung. 

Deutsche Pläne und Finanzpaket
In Deutschland formiert sich derzeit eine 
Regierung aus CDU/CSU und SPD, und 
wie vor Kurzem in Österreich gehen die 
Regierungsverhandlungen schleppend; 
Knackpunkte sind vor allem Steuer
entlastungen und Migration. Mittlerweile 
haben 16 Arbeitsgruppen intern Ergebnis-
se vorgelegt, die strittigen Punkte werden 
auf Ebene der Steuerungsgruppe weiter-
verhandelt. Grundlage bildet ein elfseitiges 
Papier, auf das sich die Parteien in der Son-
dierungsphase verständigt haben. Darin ist 
beispielsweise von Anreizen für unterneh-
merische Investitionen die Rede, und von 
einer Unternehmenssteuer- und Einkom-
mensteuerreform, die sich in den weiteren 
Verhandlungen mit der SPD als schwieriger 
Punkt entpuppt hat. Bei Energiepreisen 
sollen Unternehmen auch kurzfristig ent-
lastet werden, vor allem durch Senkungen 
von Stromsteuer und Netzgebühren. Die 
Strompreiskompensation soll auf weitere 
energieintensive Branchen ausgeweitet 
werden. In Österreich ist die Strompreis-
kompensation bereits 2022 ausgelaufen 
und harrt seither ihrer Verlängerung. 

Strategisch wichtige Branchen sollen in 
Deutschland gehalten bzw. neu angesie-
delt werden; für den Automobilstandort 
hat man sich Technologieoffenheit vorge-
nommen. Die Koalitionsverhandler wollen 
sich zudem für Freihandelsabkommen wie 
mit den südamerikanischen Mercosur-
Staaten starkmachen und neue Handels
abkommen, etwa mit den USA, anstreben. 
Zum Thema Bürokratie will man Berichts-, 
Dokumentations- und Statistikpflichten 
rückbauen und die Zahl der gesetzlich vor-
geschriebenen Betriebsbeauftragten redu-
zieren. Können die Versprechen gehalten 
werden, wäre das für den deutschen Wirt-
schaftsstandort eine gute Nachricht. Auch 
von dem noch im „alten“ Bundestag durch-
gebrachten Finanzpaket, das insgesamt 

mehr als 1.000 Milliarden Euro an Inves-
titionen in Verteidigung und Infrastruktur 
bringt, sind deutliche Konjunkturimpulse 
zu erwarten – auch für Österreich, wenn 
auch voraussichtlich erst ab 2026. 

Die „Action Plans“ der EU
Unterstützt werden die europäischen In-
dustrieländer von der Europäischen Kom-
mission, die heuer gleich mehrere „Action 
Plans“ für die Industrie auf den Weg bringt. 
Im Februar konnte EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen den lange er-
warteten „Clean Industrial Deal“ vorlegen. 
Dabei handelt es sich um die große Vision 
für den europäischen Standort. Diese soll 
entlang von insgesamt sechs zentralen Her-
ausforderungen entwickelt werden:

•	 Energiesicherheit und leistbare 
Energiepreise

•	 Schaffung von Leitmärkten
•	 Finanzierung
•	 Recycling von und Zugang  

zu kritischen Rohstoffen
•	 Fokus auf Qualifizierung und Skills
•	 Zugang zu globalen Märkten und 

Förderung von internationalen 
Partnerschaften

Die ersten Schritte, die die Kommission 
setzt, sind ein Paket zur Entbürokratisie-
rung („Omnibus“, siehe Artikel re.) im Be-
reich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und ein „Action Plan“ für niedrigere Ener-
giepreise. Demnächst soll auch ein neues 
System für staatliche Beihilfen geschaffen 
und die Vergaberichtlinie hin zu einem 
„Buy European“ weiterentwickelt werden. 
Den bereits auf den Weg gebrachten „Ac-
tion Plans“ für die Auto- und die Stahl-
industrie sollen weitere mit der Industrie 
akkordierte Strategien für Schlüsselbran-
chen folgen. Bisher handelt es sich bei den 
EU-Plänen jedoch um unverbindliche Gui-
delines; konkrete Gesetzesinitiativen sol-
len laut Ankündigung nur im Ausnahmefall 
geplant sein. „Es ist klar, dass ausschlag-
gebende Verbesserungen nur möglich sein 
werden, wenn sie einheitlich und verbind-
lich umgesetzt werden. Als Industriellen-
vereinigung werden wir die Umsetzung der 
angekündigten Maßnahmen, die über die 
nächsten zwei Jahre hinweg geplant sind, 
intensiv und aktiv begleiten“, so Neumayer.

„Prioritäres und 
kurzfristiges Ziel 

muss es sein,  
dass die heimische 

Industrie ihre 
Produkte wieder 
zu wettbewerbs- 
fähigen Preisen 

auf den Welt­
märkten anbieten 

kann.“

Christoph Neumayer, 
IV-Generalsekretär
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Expertenmeinung von MARION POGLITSCH

Expertenmeinung von  
JUDITH OBERMAYR-SCHREIBER & OLIVER SEITER

Entbürokratisierung  jetzt!
Ermöglichen wir Unternehmen einen Sprint mit leichtem Rucksack.

Lassen wir erdrückende Be-
richtspflichten ohne Mehr-
wert los – die Zeit ist reif, Ein-
sicht ist gegeben, jetzt geht es 

um die Umsetzung! Die Industriellen
vereinigung setzt sich intensiv für die 
Entlastung von Unternehmen und Bür-
gern ein. Gemeinsam mit dem europäi-
schen Dachverband BusinessEurope hat 
die IV eine Deregulierungsforderungs-
liste mit 68 konkreten Belastungen und 
Vorschlägen zu deren Beseitigung erar-
beitet. Die Forderungsliste wurde an die 
Europäische Kommission, das Europäi-
sche Parlament und an den Rat der Euro-
päischen Union übermittelt. Zusätzlich 
übergab die IV gemeinsam mit der WKÖ 
einen Brief mit dringenden Forderungen 
zur Omnibus-Richtlinie an Executive 
Vice-President Stéphane Séjourné sowie 
an die EU-Kommissare Magnus Brunner 
und Valdis Dombrovskis.

Die Europäische Kommission veröffent-
lichte Mitte Februar den sogenannten 
Kompass für Wettbewerbsfähigkeit 

sowie ihr  Arbeitsprogramm für 2025. 
Darin spricht sie sich u. a. für den Ab-
bau unnötiger Bürokratie aus. Gelin-
gen soll das Projekt mit einer Reihe von 
Vereinfachungsmaßnahmen, sogenann-
ten Omnibus-Paketen, die in einzelne 
Themengebiete untergliedert sind. Im 
straff gesetzten Zeitplan gibt es derzeit 
im „Ersten Omnibus-Paket“ intensive 
Arbeitssitzungen zur Nachhaltigkeits
berichterstattung (Corporate Sustai-
nability Reporting Directive  / CSRD), 
zur Lieferkettenrichtlinie (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive  / 
CSDDD) und der EU-Taxonomie. Gleich-
zeitig möchte die Europäische Kommis-
sion im „Zweiten Omnibus-Paket“ so-
wohl eine Vereinfachung zum Zugang zu 
Investitionen als auch zusätzliche Inves-
titionen ermöglichen. Aktuell appelliert 
der Europäische Rat an die Kommission 
und die Mitgesetzgeber, dass die Kosten 
aller Verwaltungslasten um mindestens 
25 % und für KMU um mindestens 35 %, 
wie im Arbeitsprogramm vorgesehen, tat-
sächlich gesenkt werden. 

Auf nationaler Ebene gab es im Lauf der 
Jahre bereits mehrere „Deregulierungs
bestreben“, wie etwa den Deregulie
rungsauftrag aus dem Jahr 2001, die 
Haushaltsrechtsreform 2013, mit der 
eine „Wirkungsorientierte Folgenab-
schätzung“ (WFA) verknüpft war, oder 
das Deregulierungsgrundsätzegesetz von 
2017. Aus Sicht der Industrie würde ein 
Bürokratiekostenindex den Abbau bü-
rokratischer Auflagen sichtbar machen. 
Außerdem sollten neue Gesetze einer 
verbindlichen Wettbewerbsfähigkeits-
prüfung unterzogen werden. 

Es gibt bereits vielversprechende Vor-
schläge, es fehlt nur an deren Realisie-
rung. Schaffen wir Vereinfachung!

Österreichs Sparkurs
Konsolidierung um jeden Preis?

Nach einer langen Phase der 
Regierungsbildung setzt die 
neue Bundesregierung mit 
Nachdruck die vereinbar-

ten Maßnahmen zur Haushaltskonsoli-
dierung um – u. a. mit dem am 7. März 
beschlossenen Budgetmaßnahmen
sanierungsgesetz 2025 sollen heuer 6,3 
Milliarden Euro eingespart werden. Doch 
während der Staatshaushalt profitiert, 
tragen Unternehmen und Verbraucher die 
finanzielle Last – mit potenziellen Folgen 
für Österreichs Wettbewerbsfähigkeit.

Steuererhöhungen auf breiter Front
Eine umstrittene Maßnahme ist die Ver-
längerung des Spitzensteuersatzes von 
55 % für Einkommensteile über eine 
Million Euro bis 2029. Damit bleibt Ös-
terreich auf Platz drei in Europa – ein 
Standortnachteil, der Top-Verdiener und 
Unternehmenszentralen abschrecken 
könnte. Zusätzliche Belastungen treffen 
die Finanz- und Energiebranche: Die Sta-
bilitätsabgabe für Banken steigt von 150 
auf 200 Millionen Euro jährlich, ergänzt 
durch eine Sonderabgabe von 300 Millio-
nen Euro in den Jahren 2025 und 2026. Die 
ursprünglich bis 2024 befristeten Energie-
krisenbeiträge werden bis 2030 verlängert, 
und der Beitragssatz für überschüssige 
Markterlöse aus Strom steigt auf 95 %. 
Die überraschenderweise zusätzlich von 

Finanzminister Markus Marterbauer ge-
plante neue Steuer auf Stromerzeugung im 
Inland, der „Elektrizitätswirtschaftstrans-
formationsbeitrag (EWTB)“, konnte von 
der IV rechtzeitig vor der Beschlussfassung 
im Nationalrat abgewehrt werden. Die Ta-
baksteuer für Tabak zum Erhitzen steigt 
drastisch (von 197 Euro auf 339 Euro pro 
Kilogramm), die Wettgebühr erhöht sich 
von 2 % auf 5 %, und die USt-Begünstigung 
für PV-Anlagen endet am 1. April 2025 – 
statt wie ursprünglich geplant Ende 2025. 
Besonders umstritten ist die Abschaffung 
der Steuerbefreiung für Elektroautos: Bis-
her waren emissionsfreie Fahrzeuge von 
der motorbezogenen Versicherungssteuer 
befreit – das ändert sich ab 1. April 2025. 

Mittelstandspaket: Reicht das aus?
Während einzelne Branchen härter be-
steuert werden, wird versucht, kleine und 
mittlere Betriebe (KMU) punktuell zu 
entlasten. Die Basispauschalierung wird 
bis 2026 schrittweise auf 420.000 Euro 
und 15 % angehoben, die Belegausdrucks-
pflicht bis 35 Euro entfällt, und leichte 
Nutzfahrzeuge (N1) sind ab 1. Juli 2025 
von der NoVA befreit. Zudem will die Re-
gierung Bürokratie abbauen und Geneh-
migungsverfahren beschleunigen. Doch 
ob diese Maßnahmen ausreichen, um 
die Belastungen für andere Wirtschafts
bereiche auszugleichen, bleibt fraglich.

Fazit: Sparen mit Risiken
Das Budgetmaßnahmensanierungsgesetz 
2025 bringt deutliche Mehrbelastungen für 
Banken, Energiewirtschaft, Glücksspiel, 
Tabak und Leistungsträger. Besonders 
kritisch sind die Auswirkungen auf Öster-
reichs Standortattraktivität: Hohe Steuern, 
steigende Energiekosten und Unsicherheit 
bei Investitionen könnten langfristig nega-
tive Folgen haben. Die entscheidende Fra-
ge bleibt: Wird die Regierung es schaffen, 
die Herausforderungen in den Bereichen 
Arbeitskosten, Energiekosten und Büro-
kratie nachhaltig zu lösen? Eine baldige 
Evaluierung dieser Maßnahmen wird drin-
gend erforderlich sein.

Marion Poglitsch, Expertin im Bereich 
Wirtschafts-, Finanz- & Rechtspolitik  
der Industriellenvereinigung.

Judith Obermayr-Schreiber (IV-Bereich Klima, 
Infrastruktur, Transport, Ressourcen & Energie) 
und Oliver Seiter (IV-Bereich Wirtschafts-, 
Finanzpolitik & Recht).
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Frauen an die Spitze: Zwei  
Erfolgsprogramme ebnen den Weg
Das IV-Sparringprogramm „Netzwerk Aufsichtsrat“ und das Führungskräfteprogramm „Zukunft.Frauen“  
unterstützen weibliche Führungskräfte auf ihrem Karriereweg und sorgen für mehr Sichtbarkeit. 

V  ielfalt in Führungsgremien 
stärkt Unternehmen und treibt 
Innovation voran. Um mehr 
Frauen in Spitzenpositionen 

zu bringen, setzt die Industriellenvereini-
gung auf gezielte Initiativen: Zwei erfolg-
reiche Programme – das IV-Sparring
programm „Netzwerk Aufsichtsrat“ und 
das Führungskräfteprogramm „Zukunft.
Frauen“ – unterstützen weibliche Füh-
rungskräfte auf ihrem Karriereweg und 
sorgen für mehr Sichtbarkeit.

IV-Sparringprogramm: Frauen  
für den Aufsichtsrat stärken
Mit einer feierlichen Abschlussveranstal-
tung wurde der dritte Jahrgang des IV-Spar-
ringprogramms „Netzwerk Aufsichtsrat“ 
erfolgreich beendet. In Kooperation mit 
ABZ*Austria verfolgt dieses Programm ein 
klares Ziel: Top qualifizierte Frauen, die ein 
Aufsichtsratsmandat anstreben, sichtbar zu 
machen und sie gezielt zu vernetzen. Durch 

praxisorientiertes Sparring und gezielte 
Vernetzungsmöglichkeiten erweitern die 
Teilnehmerinnen ihr Netzwerk und stär-
ken ihre Positionierung. „Das Programm 
geht über ein Ausbildungsprogramm hi
naus – es geht um die Kraft des Netzwerks 
und um dessen Weiterentwicklung. Und 
es wirkt: Einerseits durch das hohe Inte
resse, andererseits sind Frauen durch die-
ses Programm bereits als Aufsichtsrätinnen 
tätig geworden“, betont IV-Vizepräsidentin 
Sabine Herlitschka. Unternehmen, die auf 
der Suche nach Expertinnen für Führungs- 
oder Kontrollgremien sind, finden alle 
Informationen und Kontaktmöglichkeiten 
auf der Website des Programms: https://
sparringprogramm.at/.

„Zukunft.Frauen“: 25. Durchgang 
erfolgreich absolviert
In der Woche des Weltfrauentags fand zu-
dem die feierliche Diplomverleihung des 25. 
Jahrgangs des Führungskräfteprogramms 

„Zukunft.Frauen“ statt. Seit 2010 unter-
stützt das Programm Frauen dabei, ihre 
Karriere weiterzuentwickeln – mit praxis-
nahen Workshops, wertvollem Mento-
ring und gezieltem Networking. BMAW, 
WKO und IV engagieren sich gemeinsam 
dafür, mehr weibliche Führungskräfte zu 
fördern und ihre Sichtbarkeit zu stärken. 
Bei der Abschlussveranstaltung betonte 
Staatssekretärin Elisabeth Zehetner die 

Bedeutung der Förderung von Frauen in 
Führungspositionen: „Die Vorteile liegen 
auf der Hand: Frauen spielen eine entschei-
dende Rolle, sowohl gesellschaftlich als 
auch für einen erfolgreichen Standort.“ Der 
27. Durchgang des Programms ist bereits 
ausgeschrieben; Interessentinnen können 
sich bis 22. Mai 2025 bewerben. Alle Infor-
mationen und die Möglichkeit zur Anmel-
dung unter: www.zukunft-frauen.at.

Beste Bildung für ganz Österreich
Zum Einstand setzt die neue Bundesregierung ein starkes Zeichen – mit einem Bildungs- 
programm, das zentrale Forderungen des IV-Bildungsprogramms „Beste Bildung“ aufgreift.

Es enthält wichtige und richtige 
Maßnahmen für eine positive 
Weiterentwicklung des Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstand-

orts Österreich. Die angekündigte österrei-
chische Fachkräftestrategie entspricht der 
IV-Forderung nach einem strategischen Zu-
gang zur Erhöhung des Fachkräftepotenzials 
aus dem In- und Ausland; ergänzt durch 
zahlreiche MINT-Maßnahmen wie z. B. 
die Weiterentwicklung der HTL als „Tech-
nikschule der Zukunft“ und mehr MINT-
Studienplätze an Fachhochschulen (FH). 
Mit dem Ausbau der Kinderbetreuung unter 

gesetzlich verankerten einheitlichen Quali-
tätsstandards, einem zweiten verpflichten-
den Kindergartenjahr und der Förderung 
betrieblicher Kinderbetreuung soll ein Res-
sourcenpaket durch den Bund ab 2026 ein-
hergehen. Lehr,- Berufs- und Studienorien-
tierung obligatorisch zu machen unterstützt 
die Lehrausbildung ebenso wie die ange-
kündigte Verbesserung ihrer finanziellen 
Basis und der Berufsschulen. Die von der IV 
geforderte Qualitätsoffensive Grundbildung 
wird u. a. durch die Einführung einer Bil-
dungspflicht oder den Ausbau schulischer 
Finanz- und Wirtschaftsbildung, mittel-

fristig auch durch grundlegende Reformen 
wie einen Ausbau der Ganztagsschulen und 
mehr Schulautonomie umgesetzt. Den FH 
wird bessere finanzielle Planungssicherheit, 
eine schlankere Programmakkreditierung 
und mehr Autonomie in der Studienplatz-
belegung zugesichert. Die angekündigte 
Hochschulstrategie 2040 zielt auf die von 
der IV eingeforderte Profilschärfung zwi-
schen den mittlerweile 77 Hochschulen 
ab. Neben der Reform der Bildungskarenz 
sind eine Strategie für lebenslanges Ler-
nen 2040, individuelle Bildungskonten und 
die Evaluierung von Bildungsprämien für 

Unternehmen sehr positive Maßnahmen 
zur Erwachsenenbildung. Verbesserungen 
rund um die Rot-Weiß-Rot-Karte und bei 
der Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
werden durch das Aufgreifen des IV-The-
mas der Talentepartnerschaften und ein 
verpflichtendes Integrationsprogramm inkl. 
Kompetenz-Screenings ergänzt. Die IV wird 
sich intensiv für die Umsetzung dieser er-
freulichen Ankündigungen des Regierungs-
programms im Bereich Bildung einsetzen!

Weitere Infos: 
https://beste-bildung.at/

Expertenmeinung von VIKTOR FLEISCHER

Viktor Fleischer, Geschäftsführer des 
Bildungspolitischen Ausschusses der IV,  
Experte für berufliche Bildung.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 3. Durchgangs des IV-Sparringprogramms „Netzwerk Aufsichtsrat“.

IV-DIVERSITÄTSPREIS SPEKTRUM: JETZT BEWERBEN!
Der IV-Diversitätspreis SPEKTRUM ist 
zurück! Bereits zum zweiten Mal zeich-
net die Industriellenvereinigung Unter-
nehmen aus, die Diversität gezielt för-
dern und dadurch zur Innovationskraft 
sowie Wettbewerbsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandorts Österreich beitragen.

Viele Unternehmen haben erkannt, dass 
Vielfalt der Schlüssel zu Innovation und 
Erfolg ist. Sie setzen gezielt auf Diversität, 

um die klügsten Köpfe mit unterschied-
lichsten Hintergründen zu gewinnen. Mit 
dem IV-Diversitätspreis SPEKTRUM 
werden jene Unternehmen vor den Vor-
hang geholt, die mit einer offenen Un-
ternehmenskultur neue Ideen fördern, 
Potenziale entfalten und aktiv dem Fach-
kräftemangel entgegenwirken. Denn: 
Diversität ist nicht nur eine Frage der 
Fairness – sie ist ein entscheidender Wett-
bewerbsvorteil! Noch bis zum 31.  Mai 

2025 können IV-Mitgliedsunternehmen 
ihre Vorzeigeprojekte unter www.spek-
trum.iv.at einreichen und zeigen, wie sie 
Vielfalt in den Bereichen Geschlecht, Al-
ter, Herkunft / Ethnische Zugehörigkeit 
sowie Inklusion / Menschen mit Beein-
trächtigung aktiv vorantreiben.

Die feierliche Preisverleihung findet am 
10. November 2025 im Haus der Indus-
trie statt.

WEBTIPP
Alle Informationen und das Einreich
formular unter www.spektrum.iv.at.
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DANKE,  
DONALD!
Make Europe  
great again.

Seit Donald Trumps Rückkehr auf die 
weltpolitische Bühne wird eines klar: Euro-
pa kann sich auf die USA als Partner immer 
weniger verlassen. Und das hat einen un-
erwarteten Nebeneffekt – die EU rückt zu-
sammen; politisch und wirtschaftlich. Plötz-
lich verspürt man Entschlossenheit auf dem 
Kontinent, selbst Verantwortung zu über
nehmen – sei es bei der Verteidigung, bei 
der Energieversorgung oder bei der wirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit. Trump 
könnte der Motor der europäischen Wirt-
schaft sein, den wir so lange gesucht haben.

Die Zölle und Zolldrohungen seitens der 
USA verunsichern Firmen und Investoren, 
was sogar den sehr trägen europäischen Fi-
nanzmarkt aus dem Dornröschenschlaf ge-
holt hat. Die hiesigen Aktienmärkte haben 
in den letzten Wochen stärker performt, als 
viele erwartet hatten – nicht trotz, sondern 
wegen der wirtschaftlichen Situation in 
Übersee. 

Aber nicht nur für Europa ist das Verhalten 
der Vereinigten Staaten problematisch. An-
gesichts der launischen Drohungen sowie 
eines möglichen Rückzugs der USA aus di-
versen multilateralen Verträgen müssen sich 
viele Länder die Frage stellen, mit wem sie 
in Zukunft kooperieren möchten. Das ist 
eine Riesenchance für die EU, an Bedeutung 
als sicherer Handelspartner für den Rest der 
Welt zu gewinnen: Ob mit Südamerika, In-
dien oder Staaten in Südostasien – Europa 
muss dieses Momentum nutzen und sich 
aktiv um neue bilaterale Handelsabkommen 
bemühen. 

Natürlich bleibt die Unsicherheit trotzdem 
groß, und Trumps Politik ist unberechen-
bar. Aber eines ist sicher: Der alte Kontinent 
schläft nicht mehr. Und manchmal ist ein 
lauter Nachbar genau das, was es braucht, 
um selbst aufzuwachen. 

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

Neue Impulse für die  
Junge Industrie
Anfang März traf sich der Bundesvorstand der Jungen Industrie zur dies
jährigen Klausur in Salzburg – dieses Mal jedoch in einem erweiterten Format: 
Zum ersten Mal nahmen auch die Vorstände aus den Bundesländern an der 
Klausur teil, um gemeinsam die künftigen Ziele und Themen der JI zu erarbeiten 
(JI Leaders Circle).

Im Fokus der Klausur standen dieses Jahr die strategi-
sche Ausrichtung und die Erarbeitung neuer Themen-
schwerpunkte. In verschiedenen Workshops wurden 
zentrale Themen wie Innovation, Digitalisierung und 

Klimaschutz diskutiert. Ziel war es, Antworten auf aktuelle 
wirtschaftspolitische Herausforderungen zu finden, die den 
Industriestandort für die nächste Generation sichern können.

Neben den Workshops gab es für die Teilnehmer auch span-
nende Vorträge von Experten, die entscheidende Impulse 
in der gemeinsamen Ausarbeitung der Themen setzen 
konnten. So eröffnete Peter Unterkofler, IV-Salzburg-
Präsident und Geschäftsführer der Jacoby GM Pharma 
GmbH, die Klausur mit seiner Einschätzung zur aktuellen 
Lage des Wirtschaftsstandorts Österreich. Daneben ging 
er außerdem auf politische Entwicklungen wie etwa die 
Wettbewerbsfähigkeit und den internationalen Handel 
ein. Ebenfalls zu Gast war IV-Generalsekretär Christoph 
Neumayer – bei seinem Vortrag konnten die JI-Vorstände 
Einblicke in die Herausforderungen für die neue Bundes-
regierung sowie in die im Regierungsprogramm geplanten 
Maßnahmen gewinnen. 

Ebenfalls heiß diskutiert wurden Fragen zum Thema USA 
bzw. Trump-Regierung, zu denen IV-Bereichsleiter Igor 
Sekardi den Klausurteilnehmern in seinem Referat Rede 
und Antwort stand. Weitere Diskussionspunkte waren die 

österreichische Energieversorgung, die steigenden Gas
preise sowie polizeiliche Sicherheitsthemen.

Neben den intensiven inhaltlichen Diskussionen kam auch 
das Teambuilding nicht zu kurz – beim Eisstockschießen 
ging die Zusammenarbeit in einen informellen Austausch 
über. Die Klausur endete mit einer Bundesvorstandssitzung, 
in der nicht nur die Ergebnisse der Workshops und Impulse 
zusammengefasst wurden, sondern auch erste Maßnahmen 
zur Umsetzung der erarbeiteten Strategien festgelegt wer-
den konnten.
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Der JI Leaders Circle.
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Chronische Stagnation oder Aufbruch?
Der wirtschaftliche Ausblick für Österreich lässt weiterhin kein Licht am Ende des Tunnels erkennen. Politisch hat das 
neue Regierungsprogramm ebenfalls nicht für Euphorie gesorgt. „Die Sozialisten in allen Parteien“ (Friedrich August 
von Hayek) begehen in Österreich bewusst oder unbewusst immer wieder denselben Fehler: Auch in guten Zeiten 
werden Schulden gemacht, wodurch dann in schlechten Zeiten das Geld fehlt und die Steuern erhöht werden müssen. 
Gerade jetzt bräuchte es Steuersenkungen, um die Stimmung zu drehen und wieder Zuversicht zu erzeugen. 

Die Weltwirtschaft wächst auch 
2025 sehr robust: 72 Staaten 
wachsen sogar mit über vier 
Prozent und zählen somit zur 

Gruppe der „Tigerstaaten“. Österreich 
nimmt am globalen Wachstum schon 
seit 2023 nicht mehr teil, im Gegenteil: 
Es lässt sich bereits jetzt sagen, dass das 
Jahr 2025 das dritte Rezessionsjahr in 
Folge wird, zumal für die Industrie, die 
den massiven Schrumpfungsprozess am 
Standort Österreich fortsetzen wird. 
Das IV-Konjunkturbarometer zeigt 
seit dreieinhalb Jahren keine Aufwärts-
bewegung, eine in der Historie dieser 
Umfrage beispiellose Negativentwick-
lung. Ein unterer Wendepunkt zeichnet 
sich nicht ab, nur die Fallgeschwindig-
keit hat abgenommen. Es ist die längste 
Rezession seit 1945. In der Folge steigt 
die Arbeitslosigkeit – wenngleich von 
sehr niedrigem Niveau aus – rasant an, 
nur jedes 20. Unternehmen der Umfrage 
plant aktuell einen Mitarbeiteraufbau. 
Die Gründe für die prekäre wirtschaft-
liche Situation wurden an dieser Stelle 
oft beschrieben – die Personal-, Ener-
gie- und Bürokratiekosten sind in Ös-
terreich überdurchschnittlich stark ge-
stiegen, während sich die Produktivität 
kaum verbesserte. Als Folge sind die 
Lohnstückkosten nicht mehr wettbe-
werbsfähig, Österreich hat sich aus dem 
Markt gepreist. Gleichzeitig hat China 
technologisch stark aufgeholt und geht 
staatlich subventioniert auch aufgrund 
der Schwäche am Heimmarkt verstärkt 
in den Export nach Europa. Zusätzlich 
trifft uns die Abkehr vom Freihandel be-
sonders hart. Unsere Betriebe werden 
also aus mehreren Richtungen in die 
Zange genommen. Österreich befindet 
sich wie auch Deutschland in einer Pha-
se der chronischen Stagnation – so weit 
die ernüchternde ökonomische Analyse.

Politisch herrscht in Österreich Erleich-
terung: Nach mehr als fünf Monaten 
haben sich ÖVP, SPÖ und Neos zu einer 
neuen Regierung zusammengefunden. 
Ein neues Regierungsprogramm mit dem 
Titel „Jetzt das Richtige tun. Für Öster-

reich“ wurde vorgestellt. Nach genauerer 
Durchsicht müsste man sarkastisch an-
merken, es fehlt der Untertitel „Unter 
Vorbehalt“  – denn konkret sind im Pro-
gramm nur die neuen steuerlichen Belas-
tungen, insgesamt 1,6 Mrd. Euro pro Jahr. 
650 Mio. Euro davon kommen aus der 
Rücknahme eines Drittels der kalten Pro-
gression, 500 Mio. aus der Bankenabgabe, 
200 Mio. Euro von der Energiewirt-
schaft sowie weitere 200 Mio. Euro aus 
Grunderwerbssteuer, motorbezogener 
Versicherungssteuer, Stiftungen etc. Die 
sinnvolle Streichung des Klimabonus als 
Ausgleich für die CO2-Steuer von 1,5 Mrd. 
Euro p. a. müsste dabei genau genommen 
als weitere steuerliche Belastung ebenfalls 
noch dazugerechnet werden.

Entlastungen finden sich hingegen nur als 
Mittelfristmaßnahmen unter budgetärem 

Vorbehalt im Programm.  Die für die 
Industrie dringend notwendigen „Ret-
tungsmaßnahmen“ mit kurzfristiger Wirk-
samkeit wie Strompreiskompensation, 
Lohnnebenkostensenkung oder Investi-
tionsprämie finden sich nicht oder vorerst 

nur vage im Programm. Insofern ist das Re-
gierungsprogramm ein Arbeitsprogramm, 
das unter optimistischer Annahme in den 
nächsten Monaten „im Gehen“ mit Leben 
erfüllt wird. Nicht verschwiegen werden 
sollte, dass durchaus auch zahlreiche po
sitive Ansätze vorhanden sind, etwa bei 
der Forschungsförderung, in der Schul-
bildung, beim Bürokratieabbau, bei der 
Infrastruktur oder beim Arbeiten im Alter 
und der Überstundenbesteuerung. Im 
Lauf des Jahres wird auch eine Industrie-
strategie ausgearbeitet werden.

Euphorie kommt daher keine auf, eine 
Aufbruchstimmung wurde (noch) nicht 
erzeugt. An den Taten wird die Bun-
desregierung in den nächsten Monaten 
gemessen werden, Schonfrist gibt es 
keine. Bei der Personalbesetzung von 
Vizekanzler und Finanzminister muss 

auf Pragmatismus statt Ideologie gehofft 
werden: Beide sind Etatisten und haben 
sich in den letzten Jahren stark für Steuer
erhöhungen (besonders bei Vermögens-
steuern), mehr Schulden, Verstaatlichung 
und Arbeitszeitverkürzungen eingesetzt. 
Klar ist, dass es Einsparungen und Re-
formen geben muss. Die Flasche ist nie 
groß genug, um den Durst des Staats nach 
Steuern zu stillen. Die Steuerquote von 
44 Prozent wird nur mit großen Reformen 
bei Pensionen, Gesundheit und Verwal-
tung auf den Zielwert von 40 Prozent sin-
ken. Österreich braucht keine Kettensäge, 
aber ein Schweizer Messer, um den Staat 
schlanker zu machen.  Nur ein schlanker 
Staat mit weniger Steuern und mehr Leis-
tung sorgt für mehr Wettbewerbsfähigkeit 
und mehr Wohlstand. Die Vollkasko- und 
Work-Life-Balance-Ära ist vorbei.

Was könnte 2025 noch positiv über
raschen? Gelingt doch noch der Auf-
bruch? Auf europäischer Ebene dürfte die 
längst fällige Meinungsumkehr eingesetzt 
haben: Die neue Kommission forciert 
endlich den Bürokratieabbau, statt stän-
dig neue Belastungen für Unternehmen 
auszuarbeiten. Auch beim Thema Sicher-
heit dürfte der Weckruf erfolgt sein –   
„30 Jahre Urlaub von der Geschichte“ 
(Zitat Alexander Schallenberg) sind für 
Europa zu Ende.  Deutschland bekommt 
eine neue Bundesregierung, hat ein enor-
mes Sicherheits- und Infrastrukturpaket 
beschlossen und wird einige standort
politische Maßnahmen setzen, die von 
der österreichischen Bundesregierung 
unbedingt nachgemacht werden müs-
sen – nur, dass Deutschland mit 63 Pro-
zent Staatsverschuldung wesentlich mehr 
Spielraum hat als Österreich mit über 
80 Prozent.

Joachim Haindl-Grutsch

Oberösterreich

Fo
to

s:
 A

do
be

 S
to

ck
, I

V-
O

Ö

„Österreich 
braucht keine 

Kettensäge, aber 
ein Schweizer 

Messer!“

Joachim Haindl-Grutsch, 
Geschäftsführer IV-OÖ
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Gas und Bremse
Eine aktuelle IV-OÖ-Blitzumfrage zeigt ein eindeutiges Bild: Die Firmenchefs der oberösterreichischen Industrie schätzen 
mehrheitlich den konstruktiven und pragmatischen Start der neuen Bundesregierung, das Regierungsprogramm  
erfüllt aber nicht die Erwartungen. Eine Aufbruchstimmung wurde in Oberösterreichs Industrie damit nicht erzeugt –  
Gas geben bei Offensivmaßnahmen und Bremsen bei Ausgaben durch mutige Reformschritte werden gefordert.

W  irtschaftlich verharrt Ös-
terreich auch 2025 in der 
Rezession, die heimische 
Industrie wird auch in 

diesem Jahr besonders stark schrumpfen, 
der Wettbewerbsdruck ist enorm. Unser 
Land ist aufgrund der viel zu stark gestie-
genen Personal- und Energiekosten zum 
Schlusslicht in Europa geworden. Die 
IV-OÖ hat auf diese negative Entwick-
lung bereits vor zwei Jahren hingewiesen 
und ein kurzfristig wirksames Standort-
Rettungspaket gefordert – jetzt ist der 
Schaden angerichtet.

Eine Blitzumfrage der IV-OÖ erhebt die 
aktuelle Stimmungslage in Oberöster-
reichs Industrie. An dieser Umfrage ha-
ben 77 Firmenchefs von Großbetrieben 
wie auch mittelständischen Unternehmen 
teilgenommen. Die wirtschaftliche Lage 
in den Betrieben zeigt sich dabei weiter-
hin sehr angespannt: 40 Prozent planen 
laut Umfrage weiteren Beschäftigungs-
abbau, bei weiteren 40 Prozent bleibt 
der Personalstand stabil bzw. ist der Ab-
bau schon erfolgt, 20 Prozent planen mit 
einem Zuwachs an Mitarbeitern.

Wie zufrieden sind die Mitglieder  
mit dem Start der neuen Regierung 
und den kommunizierten Inhalten  
des Regierungsprogramms?
Insgesamt zeigen sich 45 Prozent zufrie-
den, 38 Prozent weniger zufrieden und 
15  Prozent gar nicht zufrieden; sehr zu-
frieden äußern sich zwei Prozent. Kom-
mentiert wird diese Frage damit, dass der 
konstruktive und pragmatische Start ge-
lungen ist, es jetzt aber auf die Umsetzung 
der vielfach richtig adressierten Über-
schriften im Regierungsprogramm an-
kommt – den Worten müssen jetzt Taten 
folgen, mehr Ambition wird gefordert. 
Auch die an den Tag gelegte Kompromiss-
bereitschaft und Geschlossenheit in der 
Koalition wird positiv hervorgehoben.

Was sind aus der Sicht der  
Firmenchefs besonders positive 
Punkte im Regierungsprogramm?
Positiv hervorgehoben werden das Be-
kenntnis zu Europa und zur EU, die inter-
nationale Ausrichtung und das Verhin-
dern einer Abschottung Österreichs. Am 
häufigsten genannt wird die Ambition des 
Bürokratieabbaus und damit verbunden 
die Ernennung eines Deregulierungs-
Staatssekretärs. Weiters positiv betont 
werden die Themen „Arbeiten im Alter“, 
die Erarbeitung einer Industriestrate-
gie, die Beibehaltung des Forschungs
fördersystems, der Anspruch der Budget
sanierung sowie der geplante Ausbau 
der Infrastruktur. Auch die Hoffnung auf 
Verbesserungen im Bildungssystem wird 
deutlich. Als wichtig wird auch die Ab-
schaffung des Klimabonus und der Bil-
dungskarenz gesehen.

Wo entspricht das Regierungs- 
programm nicht den Erwartungen  
der oberösterreichischen Industrie?
Mit Abstand am häufigsten wird moniert, 
dass das Regierungsprogramm zu wenig 

konkret ist und es kaum positive Maß-
nahmen zur kurzfristigen Entlastung der 
Betriebe und zur Ankurbelung der Wirt-
schaft beinhaltet. Gleich dahinter folgt die 
Kritik an fehlenden Strukturreformen, es 
wird Mutlosigkeit konstatiert; die Wett-
bewerbsfähigkeit des Standorts werde da-
mit in keiner Weise verbessert. Unter den 
negativen Kommentaren finden sich auch 
die Wiedereinführung eines Drittels der 
kalten Progression, die Bankenabgabe, 
der Energiekrisenbeitrag, die Einfüh-
rung neuer Steuern statt der Senkung der 
Steuerquote oder auch das Fehlen von 
Investitionsanreizen.

Reicht das für die Betriebe aus, um 
eine Aufbruchstimmung zu erzeugen?
86 Prozent der teilnehmenden Firmen-
chefs sagen klar „Nein“, nur 14 Prozent 
sind diesbezüglich zuversichtlich. Die 
Stimmung ist dabei sowohl bei den Groß-
betrieben wie auch in der mittelstän
dischen Industrie gleichermaßen negativ. 
In einigen Rückmeldungen wird die Hoff-
nung geäußert, dass die neue deutsche 
Regierung einen Umschwung auch für 
Österreich auslösen könnte.

Welche Maßnahmen stehen in der 
oberösterreichischen Industrie ganz 
oben auf dem Wunschzettel, um das  
Vertrauen in den Standort kurzfristig 
zu verbessern?
Höchste Priorität haben dabei folgen-
de Themen, um die Rezession und die 

Abwanderung der Industrie zu beenden 
und eine Aufbruchstimmung zu erzeugen:
1.	 Strompreiskompensation, die gene-

relle Entlastung der energieintensiven 
Industrie sowie eine Neugestaltung 
der Energiemärkte (Stichwort Me-
rit Order) und der Ausbau der 
Energieinfrastruktur

2.	 Lohnnebenkostensenkung bzw. all-
gemein Maßnahmen gegen die enorm 
gestiegenen Lohnstückkosten

3.	 Bürokratieabbau inkl. Stopp des Gold-
Platings von EU-Richtlinien, die gene-
relle Verschlankung des Staats inkl. Fö-
deralismusreform und die Reduktion 
der Förderungen mit der Gießkanne

4.	 Steuerliche Anreize zum Mehrarbeiten 
(„Leistung muss sich lohnen“-Paket)

5.	 Investitionsanreize für Betriebe und 
Konsumenten

6.	 Infrastrukturausbauprogramm sowie 
Ankurbelung der Baukonjunktur

7.	 Bürokratische Vereinfachung und Be-
schleunigung der Forschungsförderung

Welche Reformen wünscht sich  
die oberösterreichische Industrie? 
Generell gibt es die klare Überzeugung in 
der oö. Industrie, dass nur ein schlanker 
Staat mit weniger Steuern und mehr Leis-
tung für mehr Wettbewerbsfähigkeit und 
mehr Wohlstand sorgt. Aus diesem Grund 
braucht es neben kurzfristigen Maß-
nahmen unbedingt auch mittel- bis lang-
fristig wirksame Reformen, um Öster-
reich wieder vom Pannenstreifen auf die 

Überholspur zu bringen. An vorderster 
Front steht eine Pensionsreform, gefolgt 
von einer Bildungsreform, einer Reform 
des Steuersystems (inkl. Vereinfachun-
gen und Anreizmechanismen) und einer 
Staatsreform (inkl. Föderalismusreform 
und der weiteren Digitalisierung der Ver-
waltung) sowie eine Gesundheitsreform.

Ohne mutige Maßnahmen kein Licht 
am Ende des Tunnels 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass die oö. Industrie den Start der neuen 
Bundesregierung wohlwollend begleitet, 
aber klare Maßnahmen für den Stand-
ort einfordert, um aus der chronischen 
Stagnation Österreichs herauszufinden 
und wieder Zuversicht und Vertrauen zu 
erzeugen. Die Betriebe stehen in vielen 
Branchen der Industrie unter massivem 
internationalem Kostendruck, der Ab-
fluss von Wertschöpfung und Arbeits-
plätzen ist weiterhin in vollem Gang, die 
Deindustrialisierung setzt sich mit hoher 
Dynamik fort. Damit ein Licht am Ende 
des Tunnels sichtbar wird, muss die Bun-
desregierung neben der notwendigen 
Konsolidierung des Haushalts verbunden 
mit mutigen Reformschritten auch Offen-
sivmaßnahmen setzen – Gas und Bremse 
müssen gleichzeitig bedient werden. Mit 
einer Rekordsteuerquote von 44 Prozent 
muss Österreich in der Lage sein, einen 
gesunden Haushalt, ein dichtes soziales 
Netz und eine professionelle Standort-
politik darstellen zu können.
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2%

45%
38%

15%
Wie zufrieden sind die Mitglieder  
mit dem Start der neuen Regierung  
und den kommunizierten Inhalten  
des Regierungsprogramms?

Reicht das für die Betriebe aus, 
um eine Aufbruchstimmung zu 
erzeugen?

sehr zufrieden

zufrieden

nein

weniger zufrieden

ja

gar nicht zufrieden

14%

86%
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Wie bleibt die Industrie wettbewerbsfähig?
Die erfolgreiche „Standortdialog-Tour“ der IV-OÖ mit Wirtschaftslandesrat Markus Achleitner wird auch 2025  
fortgesetzt – im Fokus steht der Dialog der Mitglieder mit dem Landesrat zu standortpolitischen Themen.  
Am 11. März trafen sich über 40 führende Vertreter aus der Industrie bei BRP-Rotax in Gunskirchen, um über  
die zentralen Herausforderungen für den Wirtschaftsstandort Oberösterreich zu diskutieren. Energiepreise,  
Personalkosten, regulatorische Hürden und internationale Wettbewerbsnachteile dominierten die Diskussion. 

Den Auftakt machte der neue 
Geschäftsführer von BRP-
Rotax, Mario Gebetshuber, 
der einen eindrucksvollen 

Einblick in die Produkt- und Techno
logiewelt des Unternehmens gab. Werner 
Pamminger, Geschäftsführer von Busi-
ness Upper Austria, informierte über den 
aktuellen Stand der Umsetzung des im 
Zuge der Standortdialog-Tour 2024 aus-
gearbeiteten Masterplans für Oberöster-
reichs Industrie, darunter:

•	 Fachkräfteentwicklung:  Durch ver-
stärkte Kooperationen mit Fachhoch-
schulen und Ausbildungsinitiativen 
konnte die Zahl der Ausbildungsplätze 
in technischen Berufen in den letzten 

zwei Jahren um 15 % gesteigert werden.
•	 Forschung und Entwicklung: Elf neue 

Innovationsprojekte mit insgesamt acht 
Millionen Euro wurden im Bereich 
künstliche Intelligenz und Automatisie-
rung gefördert, darunter Initiativen wie 
AI4Lab2Plant und FEDAI4Industry.

•	 Energieversorgung:  Erste Schritte 
zur Errichtung eines grenzüberschrei-
tenden Wasserstoffnetzes mit Bayern, 
der Steiermark und Kärnten wurden 
gesetzt, um Unternehmen unabhän-
giger von fossilen Energieträgern zu 
machen.

Ein zentrales Anliegen der Diskussion war 
die überbordende Bürokratie, die Unter-
nehmen in Oberösterreich zunehmend 

zu schaffen macht. Wirtschaftslandesrat 
Achleitner bestätigte dies und erklärte, 
dass die Regierung an einem neuen Stand-
ortentwicklungsgesetz arbeite, um diese 
Verfahren drastisch zu beschleunigen. 
Es gelte, weniger Auflagen zu erlassen, 
die Bürokratie zu vereinfachen und Ver-
waltungsprozesse durch Digitalisierung 
effizienter zu gestalten.

Ein weiterer Diskussionspunkt waren 
die weiterhin hohen Energiepreise, 
die Unternehmen in Oberösterreich zu 
schaffen machen. Mehrere Teilnehmer 
äußerten ihre Besorgnis darüber, dass 
diese Kostensteigerungen in Kombina-
tion mit stagnierenden Aufträgen und 
einem zunehmenden internationalen 

Wettbewerbsdruck die Existenzfähigkeit 
vieler Betriebe gefährden könnten.

Zur Wettbewerbsfähigkeit Europas be-
tonte Achleitner, dass es für die EU ent-
scheidend sei, die Industriepolitik zu 
überdenken und von der überborden-
den Regulierung hin zu einer stärkeren 
Förderung von Innovationen und Inves-
titionen zu kommen. Der Fachkräfte-
mangel bleibt demografiebedingt eine 
weitere drängende Herausforderung für 
die oberösterreichische Industrie – das 
Projekt Star-Truck, das Schülerinnen 
und Schülern ab 2026 einen zeitgemäßen 
Einblick in die Welt der Digitalisierung 
und der Industrie geben wird, wird dies-
bezüglich ein Leuchtturmprojekt.
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Mario Gebetshuber, CEO BRP Rotax GmbH, Wirtschaftslandesrat Markus Achleitner und Joachim Haindl-Grutsch, Geschäftsführer der IV-OÖ.

BAHN-SPERRE NÜRNBERG–PASSAU IST HERAUSFORDERUNG FÜR DIE INDUSTRIE
Die geplante Totalsperre der Bahnstrecke Nürnberg–Passau 2026 stellt eine massive Herausforderung für den Industriestandort Österreich dar. Um Versorgungs-
sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit zu gewährleisten, braucht es effiziente Umleitungskapazitäten und enge Kooperation zwischen Infrastrukturbetreibern, Industrie 
und Politik. Ein reibungslos funktionierender Güterverkehr bleibt ein zentraler Faktor für die wirtschaftliche Stärke des Landes. 

Die heimische Industrie kämpft mit der 
schwersten wirtschaftlichen Krise seit 
Jahrzehnten – und sieht sich durch ge-
plante Infrastrukturmaßnahmen im be-
nachbarten Deutschland vor zusätzliche 
Herausforderungen gestellt. Mit einem 
Rückgang der Warenerzeugung um 5,5 
Prozent im Jahr 2024 und einem Export-
rückgang von 4,9 Prozent befindet sich 
Österreichs Industrie in der längsten Re-
zession seit dem Zweiten Weltkrieg.

Besonders kritisch sieht die IV die ge-
plante Totalsperre der Bahnstrecke Nürn-

berg–Passau ab dem Jahr 2026: Über 
diesen Korridor werden jährlich mehr als 
23 Millionen Tonnen Güter transportiert; 
rund ein Viertel davon österreichische 
Exporte. „Die Generalsanierung der deut-
schen Hochleistungskorridore ist grund-
sätzlich sinnvoll, verschärft aber aktuell 
die Situation für den Industriestandort 
Österreich erheblich“, warnt IV-Vize-
Generalsekretär Peter Koren. Nur durch 
rechtzeitige Information und enge Zu-
sammenarbeit zwischen Politik, Industrie 
und Infrastrukturbetreibern könnten die 
Auswirkungen abgefedert werden.

Auch IV-OÖ-Geschäftsführer Joachim 
Haindl-Grutsch warnt vor weitrei-
chenden Folgen für die Versorgungs-
sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit 
heimischer Betriebe: „Es braucht aus-
reichende und effiziente Umleitungen. 
Eine Verlagerung auf die Straße wi-
derspricht unseren Klimazielen und 
verschärft bestehende Infrastruktur
engpässe“, betont Haindl-Grutsch. Be-
sonders problematisch seien geplante 
Umleitungen über Tschechien und Süd-
polen – diese seien nicht nur aufwendig, 
sondern auch kostspielig.

Langfristig sei ein leistungsfähiger Gü-
terverkehr das Rückgrat einer funktio-
nierenden Wirtschaft. Bis 2040 wird ein 
Wachstum von 38 Prozent erwartet – 
um dieser Entwicklung gerecht zu wer-
den, fordert die IV verstärkte Investitio-
nen in multimodale Transportlösungen 
sowie eine konsequente Umsetzung 
der positiven Ansätze im Regierungs-
programm; etwa schnellere Genehmi-
gungsverfahren oder den Ausbau inter-
nationaler Anbindungen. „Wir dürfen 
unser logistisches Potenzial nicht unge-
nutzt lassen“, so Koren.


